Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3583 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Kliesing (Honnef), Berkhan, 
Freiherr von Mühlen und Genossen 


betr. Empfehlungen 93 und 120 der Versammlung 
der Westeuropäischen Union 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Nach Kenntnisnahme der Empfehlungen 93 und 120 sowie der 
Direktive Nr. 27 über die Anwendung des Brüsseler Ver- 
trages die von der Versammlung der Westeuropäischen 
Union am 4. Juni 1963 und am 1. Juni 1965 angenommen wur- 
den, 

wird die Bundesregierung ersucht, 

den Rat der WEU zu veranlassen, sich noch einmal mit der 
Empfehlung 93 zu befassen und der Versammlung die klare 
und zufriedenstellende Antwort zu geben, auf die sie Anspruch 
hat. 


Bonn, den 16. Juni 1965 


Dr. Kliesing (Honnef) 
Berkhan 

Freiherr von Mühlen 
Bauer (Würzburg) 

Frau Dr. Flitz (Wilhelmshaven) 
Jacobs 

Frau Dr. Maxsein 
Dr. Meyer (Frankfurt) 
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Dr. Seffrin 
Seidl (München) 

Dr. Serres 
Dr. Süsterhenn 

Dr. Freiherr von Vittinghoff-Schell 
Wienand 
Dr. Zimmer 
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Anlage 


Empfehlung 93 


betr. die Anwendung des Brüsseler Vertrages 
(angenommen von der Versammlung der WEU 
am 4. Juni 1963) 


Die Versammlung 

Hat auf Grund des 8. Jahresberichtes des Rates die Anwendung 
des abgeänderten Brüsseler Vertrages geprüft; 

Ist sich bewußt, daß es eine der ihr vom Vertrag selbst zuge- 
wiesenen Aufgaben ist, über die Anwendung des Vertrages, 
namentlich auf dem Gebiet der Rüstungskontrolle, zu wachen; 

Stellt mit tiefer Beunruhigung fest, daß die Bestimmungen des 
Vertrages, soweit sie die Stärke der Streitkräfte, die Rüstungs- 
kontrolle und namentlich die Kontrolle der Atomrüstung be- 
treffen, nicht immer in der vom Vertrag vorgeschriebenen 
Weise durchgeführt werden, obwohl dieser vor mehr als acht 
Jahren in Kraft getreten ist; 

Stellt fest, daß das Vereinigte Königreich zugegeben hat, das 
vom Rat festgelegte Minimum von Streitkräften in Höhe von 
55 000 Mann auf dem Kontinent nicht zu unterhalten, daß es 
sich jedoch verpflichtet hat, diese Streitkräfte aufzufüllen; 

Stellt ferner fest, daß die in Paris am 14. Dezember 1957 Unter- 
zeichnete Konvention, die eine rechtliche Garantie darstellt 
und ohne deren Ratifizierung das Rüstungskontrollamt seine 
vom Vertrag vorgeschriebenen Aufgaben nicht erfüllen kann, 
von Frankreich und Italien noch immer nicht ratifiziert wurde; 

Stellt außerdem fest, daß die in Artikel II des Protokolls Nr. III 
des Vertrages dem Rat übertragene Verpflichtung, den Vorrat 
an Atomwaffen festzulegen, welchen ein Mitgliedstaat zu un- 
terhalten berechtigt ist, sobald die tatsächliche Fabrikation auf 
seinem Hoheitsgebiet angelaufen ist, nicht von der Anmeldung 
der Fabrikation durch das betreffende Land abhängig ist, 

EMPFIEHLT DEM RAT 

1. Mit dem Ziel, die von der Versammlung auf dem Gebiet der 
Rüstungskontrolle festgestellten Fälle von Nichtanwendung 
des Vertrages auszuschalten: 

(a) die Regierungen von Frankreich und Italien dringend zu 
ersuchen, das Ratifikationsverfahren für die Konvention 
vom 14. Dezember 1957 zu beschleunigen; 

(b) bereits jetzt das genannte Rüstungskontrollamt zu er- 
mächtigen, Atomsachverständige zu verpflichten und die 
nötigen Besuche und Kontrollen vorzubereiten, um sich 
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von der Höhe der Vorräte bzw. der Nichtproduktion von 
Atomwaffen, wie es im Vertrag vorgesehen ist, zu über- 
zeugen; 

2. Mit dem Ziel, die politischen Widerstände gegen die An- 
wendung des Vertrages zu beseitigen, die sich aus der Tat- 
sache einer darin enthaltenen Diskriminierung ergeben und 
die Möglichkeit einer Abänderung des Vertrages zu prüfen: 

(a) indem die Maßnahmen für die Rüstungskontrolle auf das 
Gebiet aller Mitgliedstaaten ausgedehnt werden; 

(b) indem allen Mitgliedstaaten die Verpflichtung auferlegt 
wird, auf dem Kontinent und zur Verfügung von 
SACEUR mindestens so viel Streitkräfte zu unterhalten, 
wie sie für die Aufstellung einer Streitmacht an der 
Zentralfront erforderlich sind. 


Empfehlung 120 

betr. die Anwendung des Brüsseler Vertrages 
(angenommen von der Versammlung der WEU 
am 1. Juni 1965) 


Die Versammlung 

Hat nach Prüfung des 10. Jahresberichtes des Rates sich über 
die Anwendung des geänderten Brüsseler Vertrages unter- 
richtet, 

Sie unterstreicht die Warnung auf Seite 12 des Jahresberichtes 
des Rates betreffend die Entwicklung der atomaren Industrie in 
Europa und die Nichtanwendung der nach dem Vertrag vor- 
gesehenen Kontrollen; 

Stellt fest, daß der Rat: 

— in den Fällen der Nichtanwendung des Vertrages hinsicht- 
lich der Rüstungskontrolle bei konventionellen und atomaren 
Waffen keine Lösung anzubieten hat, wie die Versammlung 
schon wiederholt vermerkt hat; 

— die konstruktiven Vorschläge in keiner Weise in Betracht 
gezogen hat, die die Versammlung in ihrer Empfehlung Nr. 93 
gemacht hat und die zum Ziel haben, daß die im Vertrag ent- 
haltenen Diskriminierungen wegfallen, um seine uneinge- 
schränkte Anwendung zu erleichtern; 

Stellt mit bitterer Enttäuschung das Ausbleiben einer zufrieden- 
stellenden Antwort des Rates auf die Empfehlungen fest, die 
die Versammlung hinsichtlich dieser wichtigen Fragen gefaßt 
hat; 


UND EMPFIEHLT DEM RAT, 

sich noch einmal mit der Empfehlung 93 der Versammlung zu 
befassen und eine Antwort darauf zu geben. 
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Direktive Nr. 27 


betr. die Anwendung des Brüsseler Vertrages 
(angenommen von der Versammlung der WEU 
am 1. Juni 1965) 


Die Versammlung 

Hat den Bericht ihres Verteidigungs- und Rüstungsausschusses 
über die Anwendung des Brüsseler Vertrages (Dok. 338) be- 
raten; 

Stellt fest, daß trotz der Annahme von acht Empfehlungen 
durch die Versammlung seit 1956 gewisse grundlegende Be- 
stimmungen dieses Vertrages leere Worte geblieben sind; 

Ist sich bewußt, daß der Vertrag ihr die Pflicht auferlegt, seine 
Anwendung zu überwachen, insbesondere auf dem Gebiet der 
Rüstungskontrolle ; 

UND BEAUFTRAGT IHREN PRÄSIDENTEN 

den Parlamentspräsidenten der sieben nationalen Parlamente 
den erwähnten Bericht zu übermitteln und sie zu bitten, ihren 
Mitgliedern zur Kenntnis zu bringen, daß nach Ansicht der 
Versammlung der Westeuropäischen Union einige grund- 
legende Bestimmungen des geänderten Brüsseler Vertrages 
leere Worte geblieben sind und daß also den Intentionen der 
Parlamente, die diesen Vertrag ratifiziert haben, nicht Rech- 
nung getragen worden ist. 
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